
blieb dabei, daß, wie allgemein bekannt war, das Ge
setz in zahllosen Fällen übertreten wurde, von denen 
nur ein verschwindend geringer Teil vor den Straf
richter kam, daß die Kurpfuscher und weisen Frauen 
wegen der grundsätzlichen Strafbarkeit der Abtrei
bung weiter in großem Umfange ihr Unwesen trieben 
und daß das Gesetz sich fast nur gegen die mittellosen 
Schichten der Bevölkerung richtete, weil es der begü
terten Frau fast stets gelang, einen Arzt zu finden, der 
gegen entsprechende Honorierung den Eingriff vomahm.

Es soll nicht unerwähnt bleiben, daß die Recht
sprechung in den Jahren von 1926—1933, wenigstens 
zum Teil, zu Urteilen gekommen war, die im Rahmen 
des nach dem bestehenden Gesetz Möglichen den sozia
len Bedürfnissen einigermaßen Rechnung trugen. Diese 
Rechtsprechung änderte sich aber sehr bald nach der 
Machtübernahme durch den Nationalsozialismus. Jetzt 
wurde wieder jede Abtreibung verpönt. Schlagworte, 
wie Erhaltung der Volkskraft, Schutz der Lebenskraft 
des Deutschen Volkes, wurden aufgeboten, um alle ver
nünftigen Argumente für eine soziale Ausgestaltung 
dieses sozialen Problems auszuräumen. Im Wege der 
Gesetzgebung wurden durch Artikel I Ziffer 14 des Ge
setzes vom 26. 5. 33 (RGBl. I S. 295) als §§ 219—220 
wieder Strafbestimmungen in das Gesetz eingeführt, 
die das öffentliche Erbieten zur Vornahme von Abtrei
bungen und die öffentliche Ankündigung von Abtrei
bungsmitteln unter Strafe stellten, Bestimmungen, 
gegen die Einwendungen nicht zu erheben sind.

Für die Fälle der sog. medizinischen Indikation hatte 
sich allerdings auf Grund der bekannten Entscheidung 
des Reichsgerichts über den übergesetzlichen Notstand 
eine Rechtsprechung entwickelt, die auch nach 1933 
weitere Anerkennung fand, und in bestimmten Fällen 
die Straflosigkeit der Abtreibung begründete. Bei 
einer Abwägung des Wertes des Lebens der Schwan
geren und der erst werdenden Leibesfrucht wurde 
immerhin der Vorrang des Lebens der Schwangeren 
anerkannt. Eine gewisse Legalisierung dieser Recht
sprechung brachte dann das Erbgesundheitsgesetz 
vom 14. 7.33, nach dessen § 14 eine Schwangerschafts
unterbrechung zulässig war, „wenn ein Arzt sie nach 
den Regeln der ärztlichen Kunst zur Abwendung einer 
ernsten Gefahr für das Leben oder die Gesundheit des
jenigen, an dem er sie vomimmt, und mit dessen Ein
willigung" vollzog.

Nachdem sich in der Rechtsprechung der Gerichte 
des Dritten Reiches immer schärfere Grundsätze zur 
Bestrafung der Abtreibung herausgebildet hatten, wo
bei soziale Gründe überhaupt keine Berücksichtigung 
mehr fanden, brachte die VO vom 9. 3. 43 zum Schutz 
von Ehe, Familie und Mutterschaft (RGBl. I S. 140) 
eine Verschärfung der Strafbestimmungen, die sogar 
noch über die ursprünglichen Strafandrohungen des 
Strafgesetzbuchs hinausging. Jetzt wurde nämlich die 
Schwangere selbst mit Gefängnis und in besonders 
schweren Fällen mit Zuchthaus bestraft, während 
jeder Dritte mit Zuchthaus und nur in minder schweren 
Fällen mit Gefängnis bestraft werden konnte. Hatte der 
Dritte, wie es in der nazistischen Formulierung des Ge
setzes hieß, „die Lebenskraft des Deutschen Volkes fort
gesetzt beeinträchtigt“, sowar sogar auf Todesstrafe zu 
erkennen. Dabei ist besonders bemerkenswert, daß die 
Androhung der Todesstrafe unabhängig davon in das 
Gesetz aufgenommen war, ob der Täter aus gewinn
süchtigen Motiven gehandelt hatte, so daß sie auch 
gegen Arzte verhängt werden konnte, die nur aus so
zialen Gründen Eingriffe vorgenommen hatten.

n.
So war der Rechtszustand, als im Jahre 1945 das 

Hitlerreich zusammenbrach. Daß auf ihm die Recht
sprechung der neuen demokratischen Gerichte nicht 
aufgebaut werden konnte, war für jeden, der die mit 
der Schwangerschaftsunterbrechung zusammenhängen
den sozialen Probleme kannte, selbstverständlich. Es 
erhoben sich dann auch sehr bald nach dem Zusam
menbruch des Hitlerregimes Stimmen, die in Anleh
nung an die Bestrebungen aus der Zeit vor 1933 den 
Kampf gegen den § 218 wieder aufnahmen. Einen 
ersten Niederschlag fanden diese Bestrebungen in Ver
waltungsanordnungen der Länder der sowjetischen Be
satzungszone, die feststellten, daß Schwangerschafts

unterbrechungen unter bestimmten Voraussetzungen, 
die ein hierzu gebildeter Ausschuß bestätigen mußte, 
erlaubt seien. Es war das eine gewisse Nichtanerken
nung des Gesetzes durch die mit seiner Anwendung be
faßten Stellen. Sie mußte aber in dieser Weise ge
schehen, sollte nicht die Gefahr auftreten, durch eine 
lebensfremde und den tatsächlichen Verhältnissen nicht 
gerechtwerdende Anwendung des Gesetzes zu Urtei
len zu gelangen, die „gesetzliches Unrecht“ waren. 
Später erließen dann die Landtage der sowjetischen Be
satzungszone Beschlüsse, durch die die Gerichte und 
Staatsanwaltschaften angewiesen wurden, bis zur ge
setzlichen Neuregelung dieser Frage keine Verfahren 
wegen Verstoßes gegen § 218 StGB einzuleiten oder 
durchzuführen und keine Vollstreckungen aus derarti
gen Urteilen vorzunehmen. Ein entsprechender Be
schluß wurde auch von der Stadtverordnetenversamm
lung der Stadt Berlin gefaßt, erhielt aber, soweit be
kannt geworden, bisher noch nicht die Bestätigung der 
alliierten Kommandantur. Auch in einigen Ländern der 
westlichen Zonen wurden entsprechende Anträge von 
den Parteien eingebracht. Dort war diesen Anträgen, 
soweit ersichtlich, allerdings nur im Lande Bremen ein, 
wenn auch nur vorübergehender, Erfolg beschieden. 
In Bremen erging am 10. 7.1947 ein Beschluß der Bür
gerschaft, nach dem bis Ende 1947 keine Verhandlungs
termine in derartigen Strafsachen und keine Strafvoll
streckung aus derartigen Urteilen stattfinden durften. 
Der Senat der Stadt Bremen erklärte zwar am 3.12. 
1947, er werde entsprechend verfahren, erließ aber am 
19.1.1948, nachdem die Bürgerschaft am 11.12.1947 
beschlossen hatte, den früheren Beschluß bis zum 30. 6. 
1948 zu verlängern, die Mitteilung, er könnte diesen 
Beschluß nicht weiter ausführen, da er im Widerspruch 
zur Verfassung Bremens stehe; er würde den zuständi
gen Behörden lediglich empfehlen, bei Verfahren wegen 
eines Verstoßes gegen § 218 weitgehend von der Ein
stellungsmöglichkeit des § 153 StPO und gegebenen
falls von dem Begnadigungsrecht Gebrauch zu 
machen').

m.
In der sowjetischen Besatzungszone fanden diese 

Zwischenregelungen durch eine entsprechende Gesetz
gebung ihr Ende.

Das Land Thüringen hatte bereits am 29. 8.1945 ein 
Gesetz über die Unterbrechung der durch ein Sittlich
keitsverbrechen verursachten Schwangerschaft (GesS. 
S. 16) erlassen. Hiernach konnte eine Schwangere, 
deren Schwangerschaft durch eine nach § 176 Abs. 2 
oder § 177 StGB strafbare Handlung herbeigeführt wor
den war, beim Vormundschaftsgericht beantragen, daß 
die Unterbrechung der Schwangerschaft für zulässig 
erklärt wurde. Das Vormundschaftsgericht entschied 
im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Der 
Antrag konnte grundsätzlich nur innerhalb einer Frist 
von zwei Monaten nach der Schwängerung gestellt 
werden. Der Eingriff durfte nur von einem Facharzt 
oder in einem Krankenhaus vorgenommen werden. Ein 
näheres Eingehen auf dieses Gesetz erübrigt sich, da 
es nebst den zu seiner Ergänzung ergangenen Gesetzen 
vom 14. 8.1946 und 27. 6.1947 (GesS. 1947 S. 15 und 
63) aufgehoben worden ist.

Die wirklich neuartige Gesetzgebung brachten erst 
die in der Zeit von Mitte 1947 bis Anfang 1948 von 
den Ländern der sowjetischen Besatzungszone erlasse
nen Gesetze. Durch sie wurde § 218 StGB für die so
wjetische Besatzungszone außer Kraft gesetzt. Der 
Inhalt dieser Gesetze, die in vielerlei Hinsicht überein
stimmen, teilweise aber auch voneinander abweichen, 
soll nunmehr dargestellt werden.

1. Im A u f b a u  d e s  G e s e t z e s  geht lediglich 
Sachsen-Anhalt2) einen besonderen Weg. Die Gesetze 
der vier anderen Länder beginnen mit den Strafvor
schriften gegen die verbotene Unterbrechung der 
Schwangerschaft, lassen als Ausnahme die Fälle fol
gen, in denen aus besonderen Gründen die Unterbre-

■) Eine Untersuchung der Frage, ob der Senat berechtigt 
war, sich in dieser Weise über die Beschlüsse der Bürger
schaft, als des höchsten Organs des Landes Bremen, hinweg
zusetzen, würde den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Immer
hin soll auf das Problem hingewiesen werden.

’) Ges. über die Unterbrechung der Schwangerschaft vom 
7.2.48 (GesBl. S. 45).
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